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IM NAMEN DER REPUBLIK!

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Mag. Harald BENDA als Einzelrichter Uber die Beschwerde von
XXXX , geb. XXXX , StA. Afghanistan, gegen den Bescheid des Bundesamtes fir Fremdenwesen und Asyl vom
23.09.2020, ZI. XXXX , zu Recht erkannt:

A)
Der Beschwerde wird stattgegeben und der angefochtene Bescheid wird ersatzlos behoben.
B)

Die Revision ist gemal3 Art 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig.

Text

Entscheidungsgrinde:

I. Verfahrensgang:


file:///

1. Der Beschwerdefihrer, ein Staatsangehoriger Afghanistans, stellte am 09.10.2011 einen Antrag auf internationalen
Schutz in Osterreich. Am 10.10.2011 erfolgte seine Erstbefragung vor Organen des 6ffentlichen Sicherheitsdienstes.
Befragt zu seinem Fluchtgrund gab er an, dass seine beiden Stiefbrider Angehdrige der Taliban seien. Diese sollen
vom Beschwerdeflhrer gewollt haben, dass sich dieser den Taliban anschliel3e.

2. Die Einvernahme des Beschwerdeflhrers vor dem Bundesamt fir Fremdenwesen und Asyl (im Folgenden: belangte
Behorde) fand am 11.01.2012 statt. Dabei gab er zu seinen Fluchtgrinden zusammengefasst an, dass seine beiden
Stiefbruder (Halbbrider) Mitglieder der Taliban seien. Diese sollen mehrmals versucht haben, den Beschwerdefihrer
zu einem Anschluss an die Taliban zu Uberreden. Die Mutter des Beschwerdeflihrers habe diesem immer gesagt, er
solle seine Halbbrider als Fremde betrachten. Die Halbbrider des Beschwerdefihrers sollen diesen zudem einmal
gezwungen haben, zu einem Ort mitzugehen und dort mehreren Gefangenen die Hande zu fesseln. Der
Beschwerdefihrer sei ein weiteres Mal von den Taliban zu Hause aufgesucht, geschlagen und ausgepeitscht worden.
Er sei zudem von diesen einmal etwa 16-17 Tage lang festgehalten worden, ein weiteres Mal sei der Beschwerdefthrer

von den Taliban etwa vier Tage lang festgehalten und ausgepeitscht worden.

3. Mit Bescheid der belangten Behérde vom 19.01.2012 wurde der Antrag des Beschwerdefuhrers auf internationalen
Schutz sowohl hinsichtlich des Status des Asylberechtigten (Spruchpunkt 1), als auch hinsichtlich des Status des
subsidiar Schutzberechtigten abgewiesen (Spruchpunkt Il.) und der Beschwerdeflihrer aus dem Osterreichischen
Bundesgebiet ausgewiesen (Spruchpunkt I11.).

Begrindend fuhrte die Behdrde im Wesentlichen aus, es habe nicht festgestellt werden kdnnen, dass der
Beschwerdefiihrer in seinem Herkunftsstaat aus asylrelevanten Grinden verfolgt worden sei. Er habe keine
unmittelbar gegen ihn gerichtete Bedrohungshandlung vorgebracht. Auch lagen keine Grinde vor, die die Erteilung
des subsididren Schutzes rechtfertigen wuarden. Zudem bestehe kein schutzwirdiges Privatleben des
Beschwerdefiihrers in Osterreich.

4. Der Beschwerdefihrer erhob gegen den Bescheid der belangten Behorde fristgerecht Beschwerde.

5. Mit Erkenntnis vom 30.06.2014 wurde die Beschwerde hinsichtlich der Spruchpunkte I. und Il. des angefochtenen
Bescheides als unbegriindet abgewiesen. Spruchpunkt Ill. des angefochtenen Bescheides wurde aufgehoben und das
Verfahren zur Prufung der Zuldssigkeit der Rickkehrentscheidung an die belangte Behdrde zurtickverwiesen.

6. Dagegen erhob der Beschwerdefuhrer im Wege seines rechtsfreundlichen Vertreters aul3erordentliche Revision an
den Verwaltungsgerichtshof.

7. Mit Beschluss des Verwaltungsgerichtshofes vom 16.12.2014 wurde die angefochtene Entscheidung wegen
Rechtswidrigkeit infolge der Verletzung von Verfahrensvorschriften aufgehoben.

8. Mit Erkenntnis des Bundesverwaltungsgerichts vom 27.03.2015 wurde der Beschwerde stattgegeben und dem
Beschwerdefiihrer gemal3 8 3 Abs. 1 AsylG der Status des Asylberechtigten zuerkannt. Begriindend wurde ausgefihrt,
dass das vom BeschwerdefUhrer erstattete Fluchtvorbringen, er sei von den Taliban entfuhrt und misshandelt worden,
diesen im Falle der Rickkehr nach Afghanistan in einem erheblichen MaRe gefdhrdet erscheinen lassen wurde. Es liege
eine wohlbegriindete Furcht vor Verfolgung aus Grinden einer politischen Gesinnung vor.

9. Mit Aktenvermerk vom 19.12.2019 leitete die belangte Behérde ein Aberkennungsverfahren zur Aberkennung des
Status des Asylberechtigten gemdaRR 8 7 Abs. 1 Z 2 gegen den Beschwerdefliihrer ein, dies infolge geanderter
Verhaltnisse im Herkunftsstaat im Sinne einer wesentlichen, dauerhaften Veranderung der spezifischen, insbesondere
politischen Verhéltnisse, die fur eine Furcht vor Verfolgung maRgeblich gewesen seien.

10. Am 29.07.2020 wurde der Beschwerdefihrer vom Landesgericht Klagenfurt zu XXXX wegen 88 28a Abs. 1 5. Fall,
28a Abs. 2 Z 2 SMG zu einer Freiheitsstrafe in der Dauer von 18 Monaten, davon 12 Monate bedingt, verurteilt.

11. Am 10.09.2020 wurde der Beschwerdefiihrer vor der belangten Behorde niederschriftlich einvernommen. Dabei
gab er im Wesentlichen an, dass sein Vater im Jahr 2008 eines naturlichen Todes verstorben sei, seine Mutter sei im
Jahr 2018 eines naturlichen Todes verstorben. Er habe einen jingeren Bruder, der bei seinem Onkel in Pakistan lebe.
Im Falle der Ruckkehr nach Afghanistan furchte der Beschwerdefiihrer den Tod durch seine den Taliban angehérigen
Halbbrader.

12. Mit verfahrensgegenstandlichem Bescheid vom 23.09.2020 wurde dem Beschwerdefiihrer der mit Erkenntnis vom
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27.03.2015 zuerkannte Status des Asylberechtigten gemal3 § 7 Abs. 1 Z 2 AsylG aberkannt und festgestellt, dass ihm die
Fluchtlingseigenschaft kraft Gesetzes nicht mehr zukomme. Der Status des subsidiar Schutzberechtigten wurde dem
Beschwerdefiihrer nicht zuerkannt (Spruchpunkt II.). Ein Aufenthaltstitel aus berlcksichtigungswuirdigen Griinden
wurde nicht erteilt (Spruchpunkt IIl.), es wurde gegen ihn eine Ruckkehrentscheidung erlassen (Spruchpunkt IV.) und
festgestellt, dass seine Abschiebung nach Afghanistan zuldssig sei (Spruchpunkt V.). Die Frist fur die freiwillige Ausreise
wurde mit zwei Wochen ab Rechtskraft der Rickkehrentscheidung festgesetzt (Spruchpunkt VI.).

Begrindend wurde im Wesentlichen ausgefuhrt, dass der Beschwerdeflhrer in seinem Herkunftsland Afghanistan
keine Verfolgungs- bzw. Gefdhrdungssituation zu befurchten habe. Die Griinde, die zur Gewahrung des Asylstatus des
Beschwerdefuhrers gefihrt haben, seien weggefallen. Auch aus der Covid-19 Pandemie konne keine
Verfolgungsgefahr der Person des Beschwerdeflihrers abgeleitet werden.

13. Der Beschwerdefiihrer erhob gegen den verfahrensgegenstdandlichen Bescheid der belangten Behdrde binnen
offener Frist Beschwerde und brachte insbesondere eine inhaltliche Rechtswidrigkeit infolge unrichtiger rechtlicher
Beurteilung und der Verletzung von Verfahrensvorschriften vor. Der Beschwerdeflhrer flrchte in Afghanistan sehr
wohl die reale Verfolgung durch seine Halbbrtder bzw. die Taliban, auch sei der Beschwerdefihrer als Rickkehrer aus
Europa einer Gefahrdung ausgesetzt. Der Endigungsgrund des Art. 1 Abschnitt C Z 5 GFK lage nicht vor; es sei keine
erhebliche und dauerhafte Verdanderung der Umsténde fiir den Beschwerdefiihrer eingetreten.

14. Mit Eingabe vom 12.07.2021 langte beim Bundesverwaltungsgericht eine Stellungnahme des Beschwerdefiihrers
zur Verhandlung am 14.07.2021 sowie eine Dokumentenvorlage inklusive einer Vollmachtsbekanntgabe ein.

15. Am 14.07.2021 fuhrte das Bundesverwaltungsgericht in der gegenstandlichen Rechtssache eine mindliche
Verhandlung durch an welcher der Beschwerdefihrer, dessen rechtsfreundlicher Vertreter und eine Dolmetscherin
der Sprache Paschtu teilnahmen. Die belangte Behdrde verzichtete auf die Teilnahme an der Verhandlung.

Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:
1. Feststellungen:
1.1. Zur Person des Beschwerdefuhrers:

Der Beschwerdefthrer fihrt den Namen XXXX und das Geburtsdatum XXXX . Er ist afghanischer Staatsangehoriger,
Angehdriger der Volksgruppen der Paschtunen und bekennt sich zur sunnitischen Glaubensrichtung des Islam. Seine
Muttersprache ist Paschtu, er spricht zudem Farsi, Urdu, Hindu, Englisch und Deutsch. Er ist mit seiner in Pakistan
lebenden Cousine nach traditionell-islamischem Ritus verheiratet. Er ist kinderlos.

Der Beschwerdefuhrer stammt aus dem Dorf XXXX im Distrikt XXXX in der Provinz Nangarhar und wuchs dort mit
seiner Familie auf. Eine Schule hat der Beschwerdefiihrer in Afghanistan nicht besucht, er hat aber als Landwirt auf der
elterlichen Landwirtschaft gearbeitet.

Die Eltern des Beschwerdefiihrers sind bereits verstorben, der Bruder des Beschwerdefiihrers lebt bei dessen Onkel in
Pakistan. Der BeschwerdefUhrer steht mit seinem Bruder wie auch mit seiner Ehefrau in telefonischem Kontakt. Die
Ehefrau des Beschwerdefiihrers wird von diesem auch monatlich finanziell unterstitzt. In Osterreich geht der
Beschwerdefiihrer seit Mai 2021 einer Beschaftigung als Kiichenhilfe nach.

Der Beschwerdefiihrer stellte am 09.10.2011 in Osterreich einen Antrag auf internationalen Schutz.

Der Beschwerdefihrer wurde am 29.07.2020 vom Landesgericht Klagenfurt wegen des VerstoRRes gegen §§ 28a Abs. 1
und 2 zu einer Freiheitsstrafe in der Dauer von 18 Monaten, davon 12 Monate bedingt, verurteilt.

1.2. Zu den Fluchtgriinden des Beschwerdefiihrers:

Dem Beschwerdeflihrer wurde mit Erkenntnis des Bundesverwaltungsgerichts vom 27.03.2015, der Status des
Asylberechtigten zuerkannt. Dieses Erkenntnis erwuchs in Rechtskraft.

Der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten lag zugrunde, dass der Beschwerdeflhrer in Afghanistan von seinen
den Taliban angehorigen Halbbridern aufgefordert wurde, sich auch den Taliban anzuschlieBen. Der
Beschwerdefiihrer hegte jedoch eine den Taliban ablehnende Einstellung, er verweigerte den Anschluss. Im Jahre 2011
wurde der BeschwerdefUhrer von seinen Halbbridern zu einem Stltzpunkt der Taliban verbracht, wo ihm befohlen
wurde, Gefangene zu bewachen. Mit der Auflage, der Beschwerdefihrer mége wieder zu diesem Stutzpunkt
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zurlickkehren, wurde er entlassen. Weil der Beschwerdefliihrer den genannten Auflagen nicht nachgekommen ist,
wurde dieser abermals von Angehdrigen der Taliban entfuhrt und tagelang misshandelt. Nachdem er sich zum Schein
bereit erklarte, den Taliban beizutreten lieR man den Beschwerdefiihrer frei, anschlieBend hat dieser die Flucht
angetreten.

Die Umstande, aufgrund derer der Beschwerdefuhrer als Fluchtling anerkannt worden ist, haben sich weder mit Blick
auf die Situation im Herkunftsstaat noch hinsichtlich in seiner Person gelegener Umstande erheblich und dauerhaft
gedndert.

1.3. Zur Lage im Herkunftsstaat:
Die Landerfeststellungen zur Lage in Afghanistan basieren auf nachstehenden Quellen:

- Landerinformationsblatt der Staatendokumentation Afghanistan in der Fassung der Gesamtaktualisierung vom
11.06.2021(LIB) mit aktuellen Entwicklungen zur Sicherheitslage in Kabul vom 16.08.2021, abgerufen am 16.08.2021

- UNHCR-Richtlinien zur Feststellung des internationalen Schutzbedarfs afghanischer Asylsuchender vom
30.08.2018 (UNHCR),

- EASO Country Guidance: Afghanistan vom Dezember 2020 (EASO)
Aktuelle Entwicklungen in Kabul
Stand 16.08.2021

Am 15. August tbernahmen die Taliban kampflos die Hauptstadt Kabul, nachdem sie innerhalb von nur wenigen Tagen
den Groliteil des Landes, inklusive aller groRReren Stadte Afghanistans eingenommen und Prasident Ashraf Ghani
Berichten zufolge das Land verlassen hatte. Tausende Afghaninnen und auslandische Staatsangehdrige versuchen, aus
Kabul zu fliehen. Am Kabuler Flughafen sind Szenen von Chaos und Panik zu beobachten.

Am Morgen des 16. August 2021 schlossen die USA die Evakuierung ihrer Botschaft ab und holten ihre Flagge an ihren
Botschaftsgebdauden ein. Mehr als 60 Lander gaben eine gemeinsame Erkldrung ab, in der sie die sofortige
Wiederherstellung der Sicherheit und der zivilen Ordnung fordern und die Taliban bitten, denjenigen, die das Land
verlassen wollen, dies zu ermdglichen. Aktivistinnen duBBern sich besorgt Gber die Lage der Frauen in Afghanistan,
nachdem berichtet wurde, dass die Taliban in einigen Teilen des Landes bereits Anderungen in Bezug auf die Kleidung
der Frauen und ihre Arbeitsmoglichkeiten durchsetzen.

Sicherheitslage
Letzte Anderung: 09.06.2021

Die Sicherheitslage in Afghanistan ist nach wie vor volatil (UNGASC 17.3.2020; vgl. USDOS 30.3.2021). Die afghanische
Regierung behalt die Kontrolle Gber Kabul, die Provinzhauptstadte, die meisten Distriktzentren und die meisten Teile
der wichtigsten Transitrouten. Mehrere Teile der wichtigsten Transitrouten sind umkampft, wodurch Distriktzentren
bedroht sind. Seit Februar 2020 haben die Taliban ein hohes Mall an Gewalt gegen die ANDSF (Afghan National
Defense Security Forces) aufrechterhalten, vermeiden aber gleichzeitig Angriffe gegen Koalitionstruppen, welche in der
Ndhe von Provinzhauptstadten stationiert sind - wahrscheinlich um das US-Taliban-Abkommen nicht zu gefahrden.
Unabhdngig davon begann IS/ISKP im Februar 2020 (zum ersten Mal seit dem Verlust seiner Hochburg in der Provinz
Nangarhar im November 2019) Terroranschlage gegen die ANDSF und die Koalitionstruppen durchzufiihren (USDOD
1.7.2020). Die Zahl der Angriffe der Taliban auf staatliche Sicherheitskrafte entsprach im Jahr 2020 dem Niveau der
Frahjahrsoffensiven der vergangenen Jahre, auch wenn die Offensive dieses Jahr bisher nicht offiziell erklart wurde (AA
16.7.2020; vgl. REU 6.10.2020).

Die Umsetzung des US-Taliban-Abkommens, angefochtene Ergebnisse der Prasidentschaftswahlen, regionale politische
Spannungen zwischen den Vereinigten Staaten und dem Iran, Diskussionen Uber die Freilassung von Gefangenen,
Krieg und die globale Gesundheitskrise COVID-19 haben laut dem Combined Security Transition Command-
Afghanistan (CSTC-A) das zweite Quartal 2020 fur die afghanischen Verteidigungs- und Sicherheitskrafte (ANDSF) zum
"vielleicht komplexesten und herausforderndsten Zeitraum der letzten zwei Jahrzehnte" gemacht (SIGAR 30.7.2020).

Der Konflikt in Afghanistan befindet sich nach wie vor in einer "strategischen Pattsituation", die nur durch
Verhandlungen zwischen der afghanischen Regierung und den Taliban geldst werden kann (SIGAR 30.1.2020). Die



afghanische Regierung fihrte zum ersten Mal persénliche Gesprache mit den Taliban, inhaltlich wurde Uber den
Austausch Tausender Gefangener verhandelt (BBC 1.4.2020). Diese Gesprache sind ein erster Schritt Richtung inner-
afghanischer Verhandlungen, welche Teil eines zwischen Taliban und US-Amerikanern unterzeichneten Abkommens
sind (TD 2.4.2020). Die Gesprache fanden vor dem Hintergrund anhaltender Gewalt im Land statt (BBC 1.4.2020; vgl.
HRW 13.1.2021), was den afghanischen Friedensprozess gefahrden kénnte (SIGAR 30.1.2021).

Die Sicherheitslage im Jahr 2021

Mit April bzw. Mai 2021 nahmen die Kampfhandlungen zwischen Taliban und Regierungstruppen stark zu (RFE/RL
12.5.2021a; cf. SIGAR 30.4.2021, BAMF 31.5.2021). Im Mai 2021 Gbernahmen die Taliban die Kontrolle Gber den Distrikt
Dawlat Shah in der ostafghanischen Provinz Laghman (LW) 20.5.2021) und den Distrikt Nerkh in der Provinz (Maidan)
Wardak, einen strategischen Distrikt etwa 40 Kilometer von Kabul entfernt. Spezialkréfte wurden in dem Gebiet
eingesetzt, um den Distrikt Nerkh zurtickzuerobern, nachdem Truppen einen "taktischen Ruckzug" angetreten hatten
(RFE/RL 12.5.2021b; vgl. TN 12.5.2021, AJ 12.5.2021). Aufgrund der sich intensivierenden Kdmpfe zwischen den Taliban
und der Regierung an unterschiedlichsten Fronten in mindestens funf Provinzen (Baghlan, Kunduz, Helmand,
Kandahar und Laghman) sind im Mai 2021 bis zu 8.000 Familien vertrieben worden. Berichten zufolge haben die
Vertriebenen keinen Zugang zu Unterkunft, Verpflegung, Schulen oder medizinischer Versorgung (BAMF 31.5.2021; vgl.
UNOCHA 2.6.2021).

Ende Mai/Anfang Juni Gbernahmen die Taliban die Kontrolle Gber mehrere Distrikte (LWJ 6.6.2021; vgl. DW 6.6.2021,
MENAFN 7.6.2021). Die Taliban haben den Druck in allen Regionen des Landes verstarkt, auch in Laghman, Logar und
Wardak, drei wichtigen Provinzen, die an Kabul grenzen (LW) 6.6.2021; vgl. RFE/RL 1.6.2021). Damit haben die Taliban
seit Beginn des Truppenabzugs am 1.5.2021 bis Anfang Juni mindestens zwolf Distrikte erobert (LW) 6.6.2021; vgl. DW
6.6.2021, MENAFN 7.6.2021, LW]J 20.5.2021, VOA 7.6.2021).

Die Sicherheitslage im Jahr 2020

Die Sicherheitslage verschlechterte sich im Jahr 2020, in dem die Vereinten Nationen 25.180 sicherheitsrelevante
Vorfalle registrierten, ein Anstieg von 10% gegenlber den 22.832 Vorfallen im Jahr 2019 (UNASC 12.3.2021). Laut AAN
(Afghanistan Analysts Network) war 2020 in Afghanistan genauso gewalttatig wie 2019, trotz des Friedensprozesses
und der COVID-19-Pandemie. Seit dem Abkommen zwischen den Taliban und den USA vom 29. Februar haben sich
jedoch die Muster und die Art der Gewalt verandert. Das US-Militar spielt jetzt nur noch eine minimale direkte Rolle in
dem Konflikt, sodass es sich fast ausschlieBlich um einen afghanischen Krieg handelt, in dem sich Landsleute
gegenseitig bekdmpfen, wenn auch mit erheblicher auslandischer Unterstltzung fur beide Seiten. Seit der
Vereinbarung vom 29.2.2020 haben die Taliban und die afghanische Regierung ihre Aktionen eher heruntergespielt als
Ubertrieben, und die USA haben die Veroffentlichung von Daten zu Luftangriffen eingestellt (AAN 16.8.2020). Wahrend
die Zahl der Luftangriffe im Jahr 2020 um 43,6 % zurlckging, stieg die Zahl der bewaffneten ZusammenstéRe um 18,4
% (UNGASC 12.3.2021).

Die Taliban starteten wie Ublich eine Fruhjahrsoffensive, wenn auch unangekindigt, und verursachten in den ersten
sechs Monaten des Jahres 2020 43 Prozent aller zivilen Opfer, ein groRBerer Anteil als 2019 und auch mehr in absoluten
Zahlen (AAN 16.8.2020). Afghanistans National Security Council (NSC) zufolge nahmen die Talibanattacken im Juni 2020
deutlich zu. Gemafld NATO Resolute Support (RS) nahm die Anzahl an zivilen Opfern im zweiten Quartal 2020 um fast
60% gegeniber dem ersten Quartal und um 18% gegenlber dem zweiten Quartal des Vorjahres zu (SIGAR 30.7.2020).
Wahrend im Jahr 2020 Angriffe der Taliban auf groRBere Stadte und Luftangriffe der US-Streitkrafte zurlckgingen,
wurden durch improvisierte Sprengsatze (IEDs) der Taliban eine grof3e Zahl von Zivilisten getttet, ebenso wie durch
Luftangriffe der afghanischen Regierung. Entfiihrungen und gezielte Tétungen von Politikern, Regierungsmitarbeitern
und anderen Zivilisten, viele davon durch die Taliban, nahmen zu (HRW 13.1.2021; vgl. AAN 16.8.2020, USDOS
30.3.2021).

In der zweiten Jahreshalfte 2020 nahmen insbesondere die gezielten Totungen von Personen des &ffentlichen Lebens
(Journalisten, Menschenrechtler usw.) zu. Personen, die offen flr ein modernes und liberales Afghanistan einstehen,
werden derzeit landesweit vermehrt Opfer von gezielten Attentaten (AA 14.1.2021; vgl. UNGASC 12.3.2021, AIHRC
28.1.2021).

Obwohl sich die territoriale Kontrolle kaum verandert hat (UNGASC 12.3.2021; vgl. AAN 16.8.2020), scheint es in der
ersten Halfte 2020 eine geografische Verschiebung gegeben zu haben, mit mehr Gewalt im Norden und Westen und



weniger in einigen sudlichen Provinzen, wie Helmand (AAN 16.8.2020). Die Taliban hielten jedoch den Druck auf
wichtige Verkehrsachsen und stadtische Zentren aufrecht, einschlieBlich gefahrdeter Provinzhauptstadte wie in den
Provinzen Farah, Kunduz, Helmand und Kandahar. Die afghanischen Verteidigungs- und Sicherheitskrafte fuhrten
weiterhin Operationen durch, um wichtige Autobahnen zu sichern und die Gewinne der Taliban ruckgangig zu
machen, insbesondere im Stiden nach den jlingsten Offensiven der Taliban auf die Stadte Lashkar Gah und Kandahar
(UNGASC 12.3.2021).

Zivile Opfer

Zwischen dem 1.1.2021 und dem 31.3.2021 dokumentierte die United Nations Assistance Mission in Afghanistan
(UNAMA) 1.783 zivile Opfer (573 Tote und 1.210 Verletzte). Der Anstieg der zivilen Opfer im Vergleich zum ersten
Quartal 2020 war hauptsachlich auf dieselben Trends zurtickzufihren, die auch im letzten Quartal des vergangenen
Jahres zu einem Anstieg der zivilen Opfer gefuhrt hatten - Bodenkampfe, improvisierte Sprengsatze (IEDs) und gezielte
Tétungen hatten auch in diesem vergleichsweise warmen Winter extreme Auswirkungen auf die Zivilbevolkerung
(UNAMA 4.2021; vgl. UNSC 1.6.2021).

Vom 1.1.2020 bis zum 31.12.2020 dokumentierte UNAMA 8.820 zivile Opfer (3.035 Getotete und 5.785 Verletzte),
wahrend AIHRC (Afghanistan Independent Human Rights Commission) fur das gesamte Jahr 2020 insgesamt 8.500
zivile Opfer registrierte, darunter 2.958 Tote und 5.542 Verletzte. Das ist ein Rickgang um 15% (21% laut AIHRC)
gegenuber der Zahl der zivilen Opfer im Jahr 2019 (UNAMA 2.2021a; AIHRC 28.1.2021) und die geringste Zahl ziviler
Opfer seit 2013 (UNAMA 2.2021a).

Nach dem Abkommen zwischen den USA und den Taliban dokumentierte UNAMA einen Ruickgang der Opfer unter der
Zivilbevolkerung bei grol3 angelegten Angriffen in stadtischen Zentren durch regierungsfeindliche Elemente,
insbesondere die Taliban, und bei Luftangriffen durch internationale Streitkrafte. Dies wurde jedoch teilweise durch
einen Anstieg der Opfer unter der Zivilbevolkerung durch gezielte Tétungen von regierungsfeindlichen Elementen,
durch Druckplatten-IEDs der Taliban und durch Luftangriffe der afghanischen Luftwaffe sowie durch ein weiterhin
hohes Mal3 an Schaden fur die Zivilbevolkerung bei Bodenkampfen ausgeglichen (UNAMA 2.2021a).

Obwohl ein Rickgang der durch regierungsfeindliche Elemente verletzten Zivilisten im Jahr 2020, der hauptsachlich auf
den Mangel an zivilen Opfern durch wahlbezogene Gewalt und den starken Ruckgang der zivilen Opfer durch
Selbstmordattentate im Vergleich zu 2019 zurlckzufihren ist, festgestellt werden konnte, so gab es einen Anstieg
zivilen Opfer durch gezielte Totungen, durch wahllos von Opfern aktivierte Druckplatten-lEDs und durch
fahrzeuggetragene Nicht-Selbstmord-IEDs (UNAMA 2.2021a; vgl. ACCORD 6.5.2021b).

Die Ergebnisse des AIHRC zeigen, dass Beamte, Journalisten, Aktivisten der Zivilgesellschaft, religiose Gelehrte,
einflussreiche Personlichkeiten, Mitglieder der Nationalversammlung und Menschenrechtsverteidiger das haufigste
Ziel von gezielten Angriffen waren. Im Jahr 2020 verursachten gezielte Angriffe 2.250 zivile Opfer, darunter 1.078 Tote
und 1.172 Verletzte. Diese Zahl macht 26% aller zivilen Todesopfer im Jahr 2020 aus (AIHRC 28.1.2021). Nach Angaben
der Menschenrechtsorganisation Human Rights Watch haben aufstandische Gruppen in Afghanistan ihre gezielten
Tétungen von Frauen und religiésen Minderheiten erhéht (HRW 16.3.2021).

m April 2021 meldete UNAMA flur das erste Quartal 2021 einen Anstieg der zivilen Opfer um 29% im Vergleich zum
Vorjahreszeitraum. Aufstandische waren fur zwei Drittel der Opfer verantwortlich, Regierungstruppen fur ein Drittel.
Seit Beginn der Friedensverhandlungen in Doha Ende 2020 wurde fir die letzten sechs Monate ein Anstieg von
insgesamt 38 % verzeichnet (UNAMA 4.2021; vgl. BAMF 19.4.2021) .

Wahrend des gesamten Jahres 2020 dokumentierte UNAMA Schwankungen in der Zahl der zivilen Opfer parallel zu den
sich entwickelnden politischen Ereignissen. Die "Woche der Gewaltreduzierung" vor der Unterzeichnung des
Abkommens zwischen den Vereinigten Staaten und den Taliban in Doha am 29.2.2020 zeigte, dass die Konfliktparteien
die Macht haben, Schaden an der Zivilbevolkerung zu verhindern und zu begrenzen, wenn sie sich dazu entschlieBen,
dies zu tun. Ab Marz wuchs dann die Besorgnis Uber ein steigendes Mal} an Gewalt, da UNAMA zu Beginn des
Ausbruchs der COVID-19-Pandemie eine steigende Zahl von zivilen Opfern und Angriffen auf Gesundheitspersonal und
-einrichtungen dokumentierte. Regierungsfeindliche Elemente verursachten mit 62% weiterhin die Mehrzahl der zivilen
Opfer im Jahr 2020. Wahrend UNAMA weniger zivile Opfer dem Islamischen Staat im Irak und in der Levante - Provinz
Khorasan (ISIL-KP, ISKP) und den Taliban zuschrieb, hat sich die Zahl der zivilen Opfer, die durch nicht ndher
bestimmte regierungsfeindliche Elemente verursacht wurden (diejenigen, die UNAMA keiner bestimmten



regierungsfeindlichen Gruppe zuordnen konnte), im Vergleich zum Vorjahr mehr als verdoppelt (UNAMA 2.2021a; vgl.
AAN 16.8.2020). Pro-Regierungskrafte verursachten ein Viertel der getdteten und verletzten Zivilisten im Jahr 2020
(UNAMA 2.2021a; vgl. HRW 13.1.2021). Nach den Erkenntnissen der AIHRC sind von allen zivilen Opfern in Afghanistan
im Jahr 2020 die Taliban fur 53 % verantwortlich, regierungsnahe und verbindete internationale Krafte fur 15 % und
ISKP (ISIS) fur funf Prozent. Bei 25 % der zivilen Opfer sind die Tater unbekannt und 2 % der zivilen Opfer wurden durch
pakistanischen Raketenbeschuss in Kunar, Khost, Paktika und Kandahar verursacht (AIHRC 28.1.2021).

High-Profile Angriffe (HPAs)

Sowohl in den ersten funf Monaten 2019, als auch im letzten Halbjahr 2019 fuhrten Aufstandische, Taliban und andere
militante Gruppierungen, insbesondere in der Hauptstadtregion weiterhin Anschlage auf hochrangige Ziele aus, um
die Aufmerksamkeit der Medien auf sich zu ziehen, die Legitimitat der afghanischen Regierung zu untergraben und die
Wahrnehmung einer weit verbreiteten Unsicherheit zu schaffen (USDOD 12.2019; vgl. USDOD 1.7.2020). Die
Gesamtzahl der offentlichkeitswirksamen Angriffe ist sowohl in Kabul als auch im ganzen Land in den letzten
anderthalb Jahren stetig zurtickgegangen (USDOD 12.2019). Zwischen 1.6.2019 und 31.10.2019 fanden 19 HPAs in
Kabul statt (Vorjahreswert: 17), landesweit betrug die Zahl 88 (USDOD 12.2019).

Der Groliteil der Anschlage richtet sich gegen die ANDSF und die internationalen Streitkrafte; dazu zahlte ein
komplexer Angriff der Taliban auf den Militarflughafen Bagram im Dezember 2019. Im Februar 2020 kam es in der
Provinz Nangarhar zu einer sogenannten 'green-on-blue-attack’: der Angreifer trug die Uniform der afghanischen
Nationalarmee und er¢ffnete das Feuer auf internationale Streitkrafte, dabei wurden zwei US-Soldaten und ein Soldat
der afghanischen Nationalarmee getotet. Zu einem weiteren Selbstmordanschlag auf eine Militarakademie kam es
ebenso im Februar in der Stadt Kabul; bei diesem Angriff wurden mindestens sechs Personen getétet und mehr als
zehn verwundet (UNGASC 17.3.2020). Dieser GroRRangriff beendete mehrere Monate relativer Ruhe in der afghanischen
Hauptstadt (DS 11.2.2020; vgl. UNGASC 17.3.2020). Seit Februar haben die Taliban ein hohes Mal3 an Gewalt gegen die
ANDSF aufrechterhalten, vermeiden aber gleichzeitig Angriffe gegen Koalitionstruppen um Provinzhauptstadte -
wahrscheinlich um das US-Taliban-Abkommen nicht zu gefahrden (USDOD 1.7.2020). Die Taliban setzten auf3erdem
bei Selbstmordanschlagen gegen Einrichtungen der ANDSF in den Provinzen Kandahar, Helmand und Balkh an
Fahrzeugen befestigte improvisierte Sprengkdérper (SVBIEDs) ein (UNGASC 17.3.2020).

High-profile Angriffe durch regierungsfeindliche Elemente werden landesweit fortgesetzt, insbesondere in der Stadt
Kabul. Zwischen dem 13.11.2020 und dem 11.2.2021 wurden 35 Selbstmordattentate dokumentiert, im Vergleich zu 42
im vorherigen Berichtszeitraum. Darlber hinaus wurden 88 Anschldge mit magnetischen improvisierten Sprengsatzen
vertibt, 43 davon in Kabul, darunter auch gegen prominente Personlichkeiten des 6ffentlichen Lebens. Gezielte
Attentate, oft ohne Bekennerschreiben, nahmen weiter zu (UNGASC 12.3.2021).

Anschlage gegen Glaubige, Kultstatten und religiose Minderheiten

Nach Unterzeichnung des Abkommens zwischen den USA und den Taliban war es bereits Anfang Marz 2020 zu einem
ersten grof3en Angriff des ISKP gekommen (BBC 6.3.2020; vgl. A 6.3.2020). Der ISKP hatte sich an den Verhandlungen
nicht beteiligt (BBC 6.3.2020) und bekannte sich zu dem Angriff auf eine Gedenkfeier eines schiitischen Flhrers;
Schatzungen zufolge wurden dabei mindestens 32 Menschen getétet und 60 Personen verletzt (BBC 6.3.2020; vgl. A
6.3.2020).

Am 25.3.2020 kam es zu einem todlichen Angriff des ISKP auf eine Gebetsstatte der Sikh (Dharamshala) in Kabul. Dabei
starben 25 Menschen, 8 weitere wurden verletzt (TN 26.3.2020; vgl. BBC 25.3.2020, USDOD 1.7.2020). Regierungsnahe
Quellen in Afghanistan machen das Hagqgani-Netzwerk fur diesen Angriff verantwortlich, sie werten dies als Vergeltung
far die Gewalt an Muslimen in Indien (AJ 26.3.2020; vgl. TTI 26.3.2020). Am Tag nach dem Angriff auf die Gebetsstatte,
detonierte eine magnetische Bombe beim Krematorium der Sikh, als die Trauerfeierlichkeiten fir die getdteten Sikh-
Mitglieder im Gange waren. Mindestens eine Person wurde dabei verletzt (TTI 26.3.2020; vgl. NYT 26.3.2020, USDOD
1.7.2020). Beamte, Journalisten, Aktivisten der Zivilgesellschaft, religiose Gelehrte, einflussreiche Persénlichkeiten,
Mitglieder der Nationalversammlung und Menschenrechtsverteidiger waren im Jahr 2020 ein haufiges Ziel gezielter
Anschlage (AIHRC 28.1.2021).

Opiumproduktion und die Sicherheitslage

Afghanistan ist das Land, in dem weltweit das meiste Opium produziert wird. In den letzten funf Jahren entfielen etwa



84 % der globalen Opiumproduktion auf Afghanistan. Im Jahr 2019 ging die Anbauflache fur Schlafmohn zurtck,
wahrend der Ernteertrag in etwa dem des Jahres 2018 entsprach (UNODC 6.2020; vgl. ONDCP 7.2.2020). Der groRte
Teil des Schlafmohns in Afghanistan wird im GroRBraum Kandahar (d.h. Kandahar und Helmand) im Stdwesten des
Landes angebaut (AAN 25.6.2020). Opium ist eine Einnahmequelle fur Aufstandische sowie eine Quelle der Korruption
innerhalb der afghanischen Regierung (WP 9.12.2019); der Opiumanbau gedeiht unter Bedingungen der
Staatenlosigkeit und Gesetzlosigkeit wie in Afghanistan (Bradford 2019; vgl. ONDCP 7.2.2020).

Regierungsfeindliche Gruppierungen
Letzte Anderung: 10.06.2021

In Afghanistan sind unterschiedliche regierungsfeindliche Gruppierungen aktiv - insbesondere die Grenzregion zu
Pakistan bleibt eine Zufluchtsstatte fur unterschiedliche Gruppierungen, wie Taliban, Islamischer Staat, al-Qaida,
Haqggani-Netzwerk, Lashkar-e Tayyiba, Tehrik-e Taliban Pakistan, sowie Islamic Movement of Uzbekistan (USDOD
12.2019; vgl. CRS 12.2.2019) und stellt nicht nur fur die beiden Lander eine Sicherheitsherausforderung dar, sondern
eine Bedrohung fir die gesamte regionale Sicherheit und Stabilitat (USDOD 12.2019).

Fir die meisten zivilen Opfer im Jahr 2020 waren weiterhin regierungsfeindliche Elemente verantwortlich, 62% wurden
ihnen zugeschrieben. Vom 1.1.2020 bis zum 31.12.2020 schrieb UNAMA 5.459 zivile Opfer (1.885 Tote und 3.574
Verletzte) regierungsfeindlichen Elementen zu. Dies bedeutete einen Gesamtriickgang um 15% im Vergleich zu 2019.
Die Zahl der von regierungsfeindlichen Elementen getéteten Zivilisten stieg jedoch um 13% (UNAMA 2.2021a)

Taliban
Letzte Aktualisierung 11.06.2021

Die Taliban sind seit Jahrzehnten in Afghanistan aktiv. Die Taliban-Fihrung regierte Afghanistan zwischen 1996 und
2001, als sie von US-amerikanischen/internationalen Streitkraften entmachtet wurde; nach ihrer Entmachtung hat sie
weiterhin einen Aufstand gefihrt (EASO 8.2020c; vgl. NYT 26.5.2020). Seit 2001 hat die Gruppe einige
Schlusselprinzipien beibehalten, darunter eine strenge Auslegung der Scharia in den von ihr kontrollierten Gebieten
(EASO 8.2020c¢; vgl. RFE/RL 27.4.2020).

Die Taliban sind eine religids motivierte, religios konservative Bewegung, die das, was sie als ihre zentralen "Werte"
betrachten, nicht aufgeben wird. Wie sich diese Werte in einer kinftigen Verfassung widerspiegeln und in der
konkreten Politik einer eventuellen Regierung der Machtteilung, die die Taliban einschlie3t, zum Tragen kommen,
hangt von den taglichen politischen Verhandlungen zwischen den verschiedenen politischen Kraften und dem
Krafteverhaltnis zwischen ihnen ab (Ruttig 3.2021). Sie sehen sich nicht als bloRe Rebellengruppe, sondern als eine
Regierung im Wartestand und bezeichnen sich selbst als "Islamisches Emirat Afghanistan", der Name, den sie
benutzten, als sie von 1996 bis zu ihrem Sturz nach den Anschldagen vom 11.9.2001 an der Macht waren (BBC
15.4.2021).

Struktur und Fuhrung der Taliban
Letzte Anderung: 11.06.2021

Die Taliban positionieren sich selbst als Schattenregierung Afghanistans, und ihre Kommissionen und
FUhrungsgremien entsprechen den Verwaltungsamtern und -pflichten einer typischen Regierung (EASO 8.2020c; vgl.
NYT 26.5.2020). Die Taliban sind zu einer organisierten politischen Bewegung geworden, die in weiten Teilen
Afghanistans eine Parallelverwaltung betreibt (EASO 8.2020c; vgl. USIP 11.2019; BBC 15.4.2021) und haben sich zu
einem lokalen Regierungsakteur im Land entwickelt, indem sie Territorium halten und damit eine gewisse
Verantwortung fur das Wohlergehen der lokalen Gemeinschaften Gbernehmen (EASO 8.2020c; vgl. USIP 4.2020). Was
militarische Operationen betrifft, so handelt es sich um einen vernetzten Aufstand mit einer starken Fihrung an der
Spitze und dezentralisierten lokalen Befehlshabern, die Ressourcen auf Distriktebene mobilisieren kdnnen (EASO
8.2020¢; vgl. NYT 26.5.2020).

Das wichtigste offizielle politische Buro der Taliban befindet sich in Katar (EASO 8.2020c; vgl. UNSC 27.5.2020). Der
derzeitige Taliban-Fihrer ist nach wie vor Haibatullah Akhundzada (REU 17.8.2019; vgl. EASO 8.2020c, UNSC 27.5.2020,
AnA 28.7.2020) - Stellvertreter sind der Erste Stellvertreter Sirajuddin Jalaluddin Haqggani (Leiter des Haqqani-



Netzwerks) und zwei weitere: Mullah Mohammad Yagoob [Mullah Mohammad Yaqub Omari] (EASO 8.2020c; vgl. FP
9.6.2020) und Mullah Abdul Ghani Baradar Abdul Ahmad Turk (EASO 8.2020c¢; vgl. UNSC 27.5.2020).

Die Taliban bezeichnen sich selbst als das Islamische Emirat Afghanistan (VOJ o.D.; vgl. BBC 15.4.2021). Die
Regierungsstruktur und das militdrische Kommando sind in der Layha, einem Verhaltenskodex der Taliban, definiert
(AAN 4.7.2011), welche zuletzt 2010 vero6ffentlicht wurde (AAN 6.12.2018). Die Taliban sind keine monolithische
Organisation (NZZ 20.4.2020); nur allzu oft werden die Taliban als eine homogene Einheit angesehen, wahrend diese
aber eine lose Zusammenballung lokaler Stammesfuhrer, unabhdngiger Warlords sowie abgekoppelter und
abgeschotteter Zellen sind (BR 5.3.2020). Wahrend der US-Taliban-Verhandlungen war die Fihrung der Taliban in der
Lage, die Einheit innerhalb der Basis aufrechtzuerhalten, obwohl sich Spaltungen wegen des Abbruchs der
Beziehungen zu Al-Qaida vertieft haben (EASO 8.2020c; vgl. UNSC 27.5.2020). Seit Mai 2020 ist eine neue
Splittergruppe von hochrangigen Taliban-Dissidenten entstanden, die als Hizb-e Vulayet Islami oder Hezb-e Walayat-e
Islami (Islamische Gouverneurspartei oder Islamische Vormundschaftspartei) bekannt ist (EASO 8.2020c; vgl. UNSC
27.5.2020). Die Gruppe ist gegen den US-Taliban-Vertrag und hat Verbindungen in den Iran (EASO 8.2020c; vgl. FP
9.6.2020). Eine gespaltene Flhrung bei der Umsetzung des US-Taliban-Abkommens und Machtkdampfe innerhalb der
Organisation kénnten den moglichen Friedensprozess beeintrachtigen (EASO 8.2020c; vgl. FP 9.6.2020).

Die Taliban betreiben Trainingslager in Afghanistan. Seit Ende 2014 wurden 20 davon &ffentlich zur Schau gestellt. Das
Khalid bin Walid-Camp soll zwolf Ableger in acht Provinzen haben (Helmand, Kandahar, Ghazni, Ghor, Sar-e Pul,
Faryab, Farah und Maidan Wardak). 300 Militartrainer und Gelehrte sind dort tatig und es soll mdglich sein, in diesem
Camp bis zu 2.000 Rekruten auf einmal auszubilden (LWJ 14.8.2019).

Rekrutierungsstrategien
Letzte Anderung: 11.06.2021

Ein Bericht Uber die Rekrutierungspraxis der Taliban teilt die Taliban-Kdmpfer in zwei Kategorien: professionelle
Vollzeitkdmpfer, die oft in den Madrassen rekrutiert werden, und Teilzeit-Kdmpfer vor Ort, die gegenlber einem
lokalen Kommandanten loyal und in die lokale Gesellschaft eingebettet sind (LI 29.6.2017).

Es besteht relativer Konsens darlber, wie die Rekrutierung fur die Streitkrafte der Taliban erfolgt: Sie lauft
hauptsachlich Uber bestehende traditionelle Netzwerke und organisierte Aktivitaten im Zusammenhang mit religiésen
Institutionen. Layha, der Verhaltenskodex der Taliban enthalt einige Bestimmungen Uber verschiedene Formen der
Einladung sowie Bestimmungen, wie sich die Kader verhalten sollen, um Menschen zu gewinnen und Sympathien
aufzubauen. Eines der Sonderkomitees der Quetta Schura (Anm.: militante afghanische Organisation der Taliban mit
Basis in Quetta / Pakistan) ist fur die Rekrutierung verantwortlich (LI 29.6.2017). UNAMA hat Falle der Rekrutierung und
des Einsatzes von Kindern durch die Taliban dokumentiert, um IEDs (Improvised Explosive Devices) zu platzieren,
Sprengstoff zu transportieren, bei der Sammlung nachrichtendienstlicher Erkenntnisse zu helfen und
Selbstmordattentate zu veriiben, wobei auch positive Schritte von der Taliban-Kommission fur die Verhltung ziviler
Opfer und Beschwerden unternommen wurden, um Falle von Rekrutierung und Einsatz von Kindern zu untersuchen
und korrigierend einzugreifen (UNAMA 2.2021a; vgl. UNAMA 7.2020).

In Gebieten, in denen regierungsfeindliche Gruppen Kontrolle auslben, gibt es eine Vielzahl an Methoden, um
Kéampfer zu rekrutieren, darunter auch solche, die auf Zwang basieren (DAI/CNRR 10.2016), wobei der Begriff
Zwangsrekrutierung von Quellen unterschiedlich interpretiert und Informationen zur Rekrutierung unterschiedlich
kategorisiert werden (LI 29.6.2017). Grundsatzlich haben die Taliban keinen Mangel an freiwilligen Rekruten und
machen nur in Ausnahmefallen von Zwangsrekrutierung Gebrauch. Druck und Zwang, den Taliban beizutreten, sind
jedoch nicht immer gewalttatig (EASO 6.2018). Landinfo versteht Zwang im Zusammenhang mit Rekrutierung
dahingehend, dass jemand, der sich einer Mobilisierung widersetzt, speziellen ZwangsmaRnahmen und Ubergriffen
(zumeist korperlicher Bestrafung) durch den Rekrutierer ausgesetzt ist. Die Zwangsmallnahmen kdnnen auch andere
schwerwiegende Malinahmen beinhalten und gegen Dritte, beispielsweise Familienmitglieder, gerichtet sein. Auch
wenn jemand keinen Drohungen oder kérperlichen Ubergriffen ausgesetzt ist, kdnnen Faktoren wie Armut, kulturelle
Gegebenheiten und Ausgrenzung die Unterscheidung zwischen freiwilliger und zwangsweiser Beteiligung zum
Verschwimmen bringen (LI 29.6.2017).

Sympathisanten der Taliban sind Einzelpersonen und Gruppen von, vielfach jungen, desillusionierten Mannern. lhre
Motive sind der Wunsch nach Rache und Heldentum, gepaart mit religidsen und wirtschaftlichen Grinden. Sie fihlen



sich nicht zwingend den zentralen Werten der Taliban verpflichtet. Die meisten haben das Vertrauen in das
Staatsbildungsprojekt verloren und glauben nicht langer, dass es moglich ist, ein sicheres und stabiles Afghanistan zu
schaffen. Viele schlieBen sich den Aufstéandischen aus Angst oder Frustration (ber die Ubergriffe auf die
Zivilbevolkerung an. Armut, Hoffnungslosigkeit und fehlende Zukunftsperspektiven sind die wesentlichen
Erklarungsgrinde (LI 29.6.2017).

Vor einigen Jahren waren Mittel wie Pamphlete, DVDs und Zeitschriften bis hin zu Radio, Telefon und web-basierter
Verbreitung wichtige Instrumente des Propagandaapparats der Taliban. Wahrend Internet und soziale Medien wie
Twitter, Blogs und Facebook sich in den letzten Jahren zu sehr wichtigen Foren und Kanalen fur die Verbreitung der
Botschaft dieser Bewegung entwickelt haben, dienen sie auch als Instrument fir die Anwerbung. Uber die sozialen
Medien kénnen die Taliban mit Sympathisanten und potenziellen Rekruten Kontakt aufnehmen. Die Taliban haben
verstanden, dass ohne soziale Medien kein Krieg gewonnen werden kann. Sie haben ein umfangreiches
Kommunikations- und Mediennetzwerk fur Propaganda und Rekrutierung aufgebaut. Zusatzlich unternehmen die
Taliban personlich und direkt Versuche, die Menschen von ihrer Ideologie und Weltanschauung zu tberzeugen, damit

sie die Bewegung unterstitzen. Ein Gutteil dieser Aktivitaten lauft Gber religiose Netzwerke (LI 29.6.2017).

Die Entscheidung, Rekruten zu mobilisieren, wird von den Familienoberhduptern, Stammesaltesten und
Gemeindevorstehern getroffen. Dadurch wird dies nicht als Zwangsrekrutierung wahrgenommen, da die
Entscheidungen der Anfihrer als legitim und akzeptabel gesehen werden. Personen, die sich dem widersetzen, gehen
ein Risiko ein, dass sie oder ihre Familien bestraft oder getotet werden (DAI/CNRR 10.2016; vgl. EASO 6.2018),
wenngleich die Taliban nachsichtiger als der ISKP seien und lokale Entscheidungen eher akzeptieren wurden (TST
22.8.2019). Andererseits wird berichtet, dass es in Gebieten, die von den Taliban kontrolliert werden oder in denen die
Taliban stark prasent sind, de facto unmaéglich ist, offenen Widerstand gegen die Bewegung zu leisten. Die ortlichen
Gemeinschaften haben sich der Lokalverwaltung durch die Taliban zu fligen. Oppositionelle sehen sich gezwungen,
sich duBBerst bedeckt zu halten oder das Gebiet zu verlassen. Die Gruppe der Stammesadltesten ist gezielten Tétungen
ausgesetzt. Landinfo vermutet, dass dies vor allem regierungsfreundliche Stammesalteste betrifft, die gegen die
Taliban oder andere aufstindische Gruppen sind. Es gibt Berichte von Ubergriffen auf Stimme oder Gemeinschaften,
die den Taliban Unterstitzung und die Versorgung mit Kdmpfern verweigert haben. Gleichzeitig sind die militarischen
Einheiten der Taliban in den Gebieten, in welchen sie operieren, von der Unterstitzung durch die Bevdlkerung
abhangig. Wenn es auch Stimmen gibt, die meinen, dass die Taliban im Gegensatz zu friiher nunmehr vermehrt auf die
Winsche und Bedurfnisse der Gemeinschaften Riicksicht nehmen wirden, wenn bei einem Angriff oder drohenden
Angriff auf eine ortliche Gemeinschaft Kdmpfer vor Ort mobilisiert werden mussen, mag es schwierig sein, sich zu
entziehen (LI 29.6.2017).

Die erweiterte Familie kann angeblich auch eine Zahlung leisten, anstatt Rekruten zu stellen. Diese Praktiken
implizieren, dass es die armsten Familien sind, die Kdimpfer stellen, da sie keine Mittel haben, um sich freizukaufen. Es
ist bekannt, dass - wenn Familienmitglieder in den Sicherheitskraften dienen - die Familie moglicherweise unter Druck
steht, die betreffende Person zu einem Seitenwechsel zu bewegen. Der Grund dafir liegt in der Strategie der Taliban,
Personen mit militdarischem Hintergrund anzuwerben, die Waffen, Uniformen und Wissen Uber den Feind einbringen.
Es kann aber auch Personen treffen, die Uber Know-how und Qualifikationen verfligen, welche die Taliban im
Gefechtsfeld bendétigen, etwa fur die Reparatur von Waffen (LI 29.6.2017).

Die Taliban wenden, laut Berichten von NGOs und UN, Tauschung, Geldzusagen, falsche religidse Zusammenhéange
oder Zwang an, um Kinder zu Selbstmordattentaten zu bewegen (USDOS 30.3.2021; vgl. EASO 6.2018, DAI/CNRR
10.2016), teilweise werden die Kinder zur Ausbildung nach Pakistan gebracht (EASO 6.2018). Im Jahr 2020 gab es laut
UNAMA insgesamt 196 Jungen, hauptsachlich im Norden und Nordosten des Landes, die sowohl von den Taliban als
auch von den afghanischen Sicherheitskraften rekrutiert wurden. Es ist wichtig anzumerken, dass Falle der
Rekrutierung und des Einsatzes von Kindern in Afghanistan aufgrund der damit verbundenen Sensibilitat und der
Sorge um die Sicherheit der Kinder in hohem MaRe unterreprasentiert sind (UNAMA 2.2021a).

Juingste Entwicklungen
Letzte Anderung: 11.06.2021

Wahrend die Taliban behaupten, nicht mehr dieselbe brutale Gruppe zu sein die Afghanistan in den 1990er Jahren
beherrschte, und versuchen inmitten der internationalen Bemihungen um eine Friedensregelung zwischen der



afghanischen Regierung und den Taliban ein verséhnlicheres Image zu vermitteln, sagen Afghanen, die derzeit unter
der Kontrolle der Taliban leben, dass die militante Gruppe weiterhin in ihrer extremistischen Auslegung des Islam
verwurzelt ist und mit Angst und Barbarei regiert (RFE/RL 13.4.2021), wobei sich viele innerhalb der Taliban erhoffen,
ihr "Emirat" wiederherstellen zu kénnen (Ruttig 3.2021). Einem lokalen Vertreter der Taliban zufolge sind die Taliban
von friher und die Taliban von heute dieselben (BBC 15.4.2021).

Die Taliban haben sich offenbar absichtlich vage dariber gedul3ert, was sie mit der "islamischen Regierung" meinen,
die sie schaffen wollen. Einige Analysten sehen darin einen bewussten Versuch, interne Reibereien zwischen
Hardlinern und gemaRigteren Elementen zu vermeiden (BBC 15.4.2021).

Es gibt Anzeichen fur einen wirklichen Politikwandel in bestimmten Bereichen (z.B. bei der Nutzung der Medien, im
Bildungssektor, eine groRere Akzeptanz von NGOs und die Einsicht, dass ein zukinftiges politisches System zumindest
einige ihrer politischen Rivalen aufnehmen muss), doch scheinen ihre politischen Anpassungen eher von politischen
Notwendigkeiten als von grundlegenden Veranderungen in der Ideologie getrieben zu sein (Ruttig 3.2021; vgl. BBC
15.4.2021). In den letzten Jahren haben sich die Taliban dazu bekannt, Frauen ihre Rechte zu gewahren und ihnen zu
erlauben, zu arbeiten und zur Schule zu gehen, wenn sie nicht gegen den Islam oder die afghanischen Werte
verstol3en (RFE/RL 13.4.2021; vgl. BBC 15.4.2021), aber laut einer groBen Zahl von Afghanen, die unter der Herrschaft
der Taliban leben, hat sich die Politik der militanten Gruppe in Bezug auf die Bildung von Madchen seit mehr als zwei
Jahrzehnten nicht geandert (RFE/RL 13.4.2021). In einigen von den Taliban kontrollierten Gebieten sind Schulen fur
Madchen komplett verboten (RFE/RL 13.4.2021; vgl. BBC 15.4.2021). In anderen Regionen gibt es Beschrankungen. Die
Gruppe deutete auch an, dass sie die kirzlich gewonnenen Freiheiten der Frauen beschneiden will, die ihrer Meinung
nach "Unmoral" und "Unanstandigkeit" férdern (RFE/RL 13.4.2021).

Angesichts ihres anhaltenden dominierenden Verhaltens, ihrer Intoleranz gegenuber politisch Andersdenkenden und
ihrer Unterdrickung (insbesondere von Madchen und Frauen) in den von ihnen kontrollierten Gebieten besteht die
berechtigte Sorge, dass sie zu den Praktiken von vor dem Herbst 2001 zurtickkehren kénnten, wenn der politische
Druck nach einem eventuellen Friedensabkommen und einem Truppenabzug nachlasst. Die Veranderungen in der
Rhetorik und den Positionen der Taliban werfen jedoch ein Licht auf das, was sie in einer politischen Ordnung nach
dem Friedensschluss in Afghanistan, in der sie sich mit anderen afghanischen Machtgruppen und Interessen zu einem
Modus Vivendi zusammenfinden miissen, méglicherweise zu akzeptieren bereit sind. Ob einige Anderungen in der
Herangehensweise aufrechterhalten werden, hdngt von der Fahigkeit der afghanischen Gemeinschaft und politischen
Gruppen ab, den Druck auf die Taliban aufrechtzuerhalten. Dies wiederum hangt von der anhaltenden internationalen
Aufmerksamkeit gegenlber Afghanistan ab, insbesondere wenn es zu einer politischen Einigung und einer
Machtteilung kommt und nachdem die auslandischen Soldaten abgezogen sind (Ruttig 3.2021).

Die Taliban glauben, dass der Sieg ihnen gehdort. Die Entscheidung von US-Prasident Joe Biden, den Abzug der
verbleibenden US-Truppen auf September zu verschieben, was bedeutet, dass sie Uber den im letzten Jahr
vereinbarten Termin 1.5.2021 hinaus im Land bleiben werden, hat eine scharfe Reaktion der politischen Fiihrung der
Taliban ausgeldst. Nichtsdestotrotz scheint das Momentum auf Seiten der Militanten zu sein. Im vergangenen Jahr gab
es einen offensichtlichen Widerspruch im "Jihad" der Taliban. Nach der Unterzeichnung eines Abkommens mit den USA
stellten sie Angriffe auf internationale Truppen ein, kdmpften aber weiter gegen die afghanische Regierung. Ein
Taliban-Sprecher besteht jedoch darauf, dass es keinen Widerspruch gibt (BBC 15.4.2021; vgl. VIDC 26.4.2021). Fur die
Taliban ist die Errichtung einer "islamischen Struktur" eine Prioritat. Die Taliban sind noch nicht ins Detail gegangen,
wie diese aussehen wiirde. Ahnliche Bedenken werden im Hinblick auf die Auslegung der Scharia und die Rechte der
Frauen geduRert (VIDC 26.4.2021).

Die Luftwaffe, vor allem die der Amerikaner, hat in den vergangenen Jahren entscheidend dazu beigetragen, den
Vormarsch der Taliban aufzuhalten. Die USA haben ihre Militdroperationen bereits drastisch zurtickgefahren, nachdem
sie im vergangenen Jahr ein Abkommen mit den Taliban unterzeichnet hatten, und viele beflirchten, dass die Taliban
nach ihrem Abzug in der Lage sein werden, eine militirische Ubernahme des Landes zu starten (BBC 15.4.2021; vgl.
VIDC 26.4.2021).

Im Jahr 2020 verursachten die Taliban weiterhin die meisten zivilen Opfer von allen Parteien des bewaffneten Konflikts
(UNAMA 2.2021a). Nach Erkenntnissen der AIHRC (Afghanistan Independent Human Rights Commission) gingen die
durch Taliban-Angriffe verursachten zivilen Opfer im Jahr 2020 im Vergleich zu 2019 um 40 % zurtck (AIHRC 28.1.2021;



vgl. ACCORD 6.5.2021) - nach Angaben der UNAMA war es ein Ruckgang um 19 % (UNAMA 2.2021a). Der Hauptgrund
far diesen Ruckgang kdnnte ein Mangel an komplexen und Selbstmordattentaten in den grof3en Stadten des Landes
sein. Im Jahr 2020 wurden in Afghanistan insgesamt 4.567 Zivilisten durch Taliban-Angriffe getdtet oder verletzt,
wahrend im gleichen Zeitraum 2019 die Gesamtzahl der durch Taliban-Angriffe verursachten zivilen Opfer bei 7.727 lag
(AIHRC 28.1.2021; vgl ACCORD 6.5.2021). UNAMA schrieb den Taliban 3.960 zivile Opfer (1.470 Tote und 2.490
Verletzte) zu. Dieser Ruckgang bezieht sich jedoch nur auf die verletzten Zivilisten, da Anstieg von getdteten Zivilisten
um 13 % dokumentiert wurde (UNAMA 2.2021a).

Selbstmord- und Nicht-Selbstmord-IEDs verursachten mehr als die Halfte der den Taliban zugeschriebenen zivilen
Opfer, wobei Nicht-Selbstmord-IEDs finfmal mehr zivile Opfer verursachten als Selbstmord-IEDs. Bodenkampfe,
einschlieRlich des Einsatzes von Morsern und Raketen, waren fir fast ein Viertel der von den Taliban verursachten
zivilen Opfer verantwortlich. (UNAMA 2.2021a). UNAMA schrieb den Taliban 6 % mehr getbtete Zivilisten aus
Bodenkampfen und 15 % weniger verletzte Zivilisten im Vergleich zu 2019 zu. Dieser Rickgang war hauptsachlich auf
das Ausbleiben wahlbezogener Gewalt im Jahr 2020 zurtckzufihren, wurde jedoch teilweise durch eine héhere Zahl
von zivilen Opfern aufgrund der anhaltend hohen Zahl von Bodenkdmpfen mit zivilen Opfern wahrend des gesamten
Jahres ausgeglichen (UNAMA 2.2021a).

Die UNAMA verzeichnete auBerdem einen Anstieg der Zahl der durch gezielte Tétungen der Taliban, zu denen auch
"Attentate" gehdren, die bewusst auf Zivilisten abzielen, getéteten und verletzten Zivilisten um 22 % und einen Anstieg
der zivilen Opfer bei Entfihrungen von Zivilisten durch die Taliban um 169% (UNAMA 2.2021a).

Allgemeine Menschenrechtslage
Letzte Anderung: 11.06.2021

Im Bereich der Menschenrechte hat Afghanistan unter schwierigen Umstanden Fortschritte gemacht. Eine
selbstbewusste neue Generation von Afghaninnen und Afghanen engagiert sich politisch, kulturell und sozial und
verleiht der Zivilgesellschaft eine starke Stimme. Diese Fortschritte erreichen aber nicht alle Landesteile und sind
auBerhalb der Stadte auch gegen willkirliche Entscheidungen von Amtstréagern und Gerichten sowie Einflussnahme
ortlicher Machteliten nur schwer durchzusetzen. Afghanistan wurde 2017 erstmals zum Mitglied des
Menschenrechtsrats der Vereinten Nationen fuUr den Zeitraum 1.1.2018 - 31.12.2020 gewahlt (AA 16.7.2020). Die
Menschenrechte haben in Afghanistan eine klare gesetzliche Grundlage. Die 2004 verabschiedete afghanische
Verfassung enthalt einen umfassenden Grundrechtekatalog (AA 16.7.2020; vgl. CoA 26.1.2004). Dartiber hinaus hat
Afghanistan die meisten der einschlagigen volkerrechtlichen Vertrage - zum Teil mit Vorbehalten - unterzeichnet
und/oder ratifiziert. Die afghanische Regierung ist jedoch nicht in der Lage, die Menschenrechte vollumfanglich
umzusetzen und zu gewahrleisten (AA 16.7.2020).

Korruption und begrenzte Kapazitdten schranken den Zugang der Birger zu Justiz in Bezug auf Verfassungs- und
Menschenrechtsverletzungen ein (USDOS 30.3.2021). In der Praxis werden politische Rechte und Burgerrechte durch
Gewalt, Korruption, Nepotismus und fehlerbehaftete Wahlen eingeschrankt (FH 4.3.2020). Die Regierung versaumt es
weiterhin, hochrangige Beamte strafrechtlich zu verfolgen, die fiir sexuelle Ubergriffe, Folter und die Tétung von
Zivilisten verantwortlich sind (HRW 13.1.2021). Beschwerden gegen Menschenrechtsverletzungen kénnen an die
Afghan Independent Human Rights Commission (AIHRC) gemeldet werden, die glaubwirdige Beschwerden Uberprift
und an die Generalstaatsanwaltschaft zur weiteren Untersuchung und Strafverfolgung weiterleitet. Innerhalb der
Wolesi Jirga beschaftigen sich drei Arbeitsgruppen mit Menschenrechtsverletzungen: der Ausschuss fir
Geschlechterfragen, Zivilgesellschaft und Menschenrechte; das Komitee flr Drogenbekampfung, Rauschmittel und
ethischen Missbrauch sowie der Jusitz-, Verwaltungsreform- und Antikorruptionsausschuss (USDOS 30.3.2021).

Prasident Ghani hat am 12.5.2018 eine Verordnung unterzeichnet, wonach ein unabhangiger Ombudsmann fir
Angelegenheiten des Prasidenten eingerichtet werden soll (SIGAR 5.2018). AIHRC entwickelte in Kooperation mit den
Ministerien fur Verteidigung und Inneres ein Ombudsmannprogramm, durch welches Polizeigewalt gemeldet werden
kann (USDOD 12.2018; vgl. UNAMA 4.2019). Die Einrichtung dieses Ombudsmannprogramms wurde fir 31.12.2018
angekundigt (SIGAR 5.2018), aber bisher noch nicht finanziert und umgesetzt (USDOD 12.2018).

Menschenrechtsverteidiger werden immer wieder sowohl von staatlichen, als auch nicht-staatlichen Akteuren
angegriffen; sie werden bedroht, eingeschiichtert, festgenommen und getdtet. Malinahmen, um
Menschenrechtsverteidiger zu schiitzen, waren zum einen inaddquat, zum anderen wurden Misshandlungen gegen



selbige selten untersucht (Al 30.1.2020). Die weitverbreitete Missachtung der Rechtsstaatlichkeit sowie die
Straflosigkeit fur Amtstrager, die Menschenrechte verletzen, stellen ernsthafte Probleme dar. Zu den bedeutendsten
Menschenrechtsproblemen zdhlen aulBergerichtliche Tétungen, Verschwindenlassen, Folter, willkurliche Verhaftungen
und Inhaftierungen, Unterdriickung von Kritik an Amtstragern durch strafrechtliche Verfolgung von Kritikern im
Rahmen der Verleumdungs-Gesetzgebung, Korruption, fehlende Rechenschaftspflicht und Ermittlungen in Fallen von
Gewalt gegen Frauen, sexueller Missbrauch von Kindern durch Sicherheitskrafte, Gewalt durch Sicherheitskrafte gegen
Mitglieder der LGBTI-Gemeinschaft sowie Gewalt gegen Journalisten (USDOS 30.3.2021).

Mit Unterstitzung der United Nations Assistance Mission in Afghanistan (UNAMA) und des Office of the High
Commissioner for Human Rights (OHCHR) arbeitet die afghanische Regierung an der Forderung von
Rechtsstaatlichkeit, der Rechte von Frauen, Kindern, Binnenflichtlingen und Flichtlingen sowie Rechenschaftspflicht
(UNHRC 21.2.2018). Im Dezember 2018 wiurdigte UNAMA die Fortschritte Afghanistans auf dem Gebiet der
Menschenrechte, insbesondere unter den Herausforderungen des laufenden bewaffneten Konfliktes und der fragilen
Sicherheitslage. Die UN arbeitet weiterhin eng mit Afghanistan zusammen, um ein Justizsystem zu schaffen, das die
Gesetzesreformen, die Verfassungsrechte der Frauen und die Unterbindung von Gewalt gegen Frauen voll umsetzen
kann (UNAMA 10.12.2018).

2. Beweiswurdigung:
2.1. Zu den Feststellungen zur Person des Beschwerdefuhrers:

Die Feststellungen zur Identitat des Beschwerdeflhrers ergeben sich aus seinen dahingehend Ubereinstimmenden
Angaben sowohl im Zuerkennungs-, als auch im gegenstandlichen Aberkennungsverfahren. Die getroffenen
Feststellungen zum Namen des Beschwerdefuhrers gelten ausschlieBlich zur Identifizierung der Person des

Beschwerdefiihrers im Asylverfahren.

Die Feststellungen zur Staatsangehorigkeit des Beschwerdefihrers, zu seiner Volksgruppen- und
Religionszugehdrigkeit, seiner Muttersprache und seinen weiteren Sprachen, seinem Aufwachsen sowie seiner
familidren Situation in Afghanistan, seiner (mangelnden) Schulbildung und seiner Berufserfahrung griinden sich auf
seine diesbezuglich schltssigen und stringenten Angaben.

Die Feststellungen zum Kontakt des BeschwerdefUhrers zu seinem Bruder und seiner Ehefrau sowie zur
Erwerbstatigkeit des Beschwerdefiihrers in  Osterreich ergeben sich aus dessen Angaben vor dem
Bundesverwaltungsgericht und der Eingabe vom 12.07.2021.

Die Feststellung zur Antragstellung in Osterreich ergibt sich aus dem Verfahrensakt.

Die Feststellung zur strafgerichtlichen Verurteilung durch das Landesgericht Klagenfurt ergibt sich aus einer aktuellen
Abfrage des Strafregisters.

2.2. Zu den Feststellungen zu den Fluchtgriinden des Beschwerdefuhrers:

Die Feststellungen zu den Grunden der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten an den Beschwerdeflhrer
ergeben sich aus dem Erkenntnis des Bundesverwaltungsgerichts vom 27.03.2015, XXXX , XXXX .

Die Feststellung, dass sich die Umstande, aufgrund derer der Beschwerdefihrer als Fluchtling anerkannt worden ist,
nicht erheblich und dauerhaft gedndert haben, griindet darauf, dass konkrete Anhaltspunkte fiir eine solche Anderung
im gesamten Verfahren nicht hervorgekommen sind. Auch im anfechtungsgegenstandlichen Bescheid wurde eine
Anderung der maBgeblichen Umstande nicht dargetan. Insbesondere ist den aktuellen Linderberichten keine
malgebliche Veranderung der politischen Situation oder der Sicherheitslage in Afghanistan zu entnehmen, die darauf
hindeuten wiurde, dass Personen in der Situation des Beschwerdefihrers keine Verfolgung durch regierungsfeindliche
Gruppierungen mehr zu befurchten hatten. Die Sicherheitslage ist unverandert volatil, die Taliban sind kurz davor, das
gesamte Land Afghanistan faktisch zu kontrollieren. Wer sich einer Rekrutierung durch die Taliban widersetzt, ist nach
wie vor speziellen ZwangsmaRnahmen und Ubergriffen (zumeist kérperlicher Bestrafung) durch den Rekrutierer
ausgesetzt.

2.3. Zu den Feststellungen zur Situation im Herkunftsstaat:

Die Feststellungen zur mal3geblichen Situation im Herkunftsstaat stiitzen sich auf die zitierten Landerberichte. Da diese
aktuellen Landerberichte auf einer Vielzahl verschiedener, voneinander unabhangiger Quellen von



regierungsoffiziellen und nicht-regierungsoffiziellen Stellen beruhen und dennoch ein in den Kernaussagen
Ubereinstimmendes Gesamtbild ohne wesentliche Widerspriche bieten, besteht im vorliegenden Fall fur das
Bundesverwaltungsgericht kein Anlass, an der Richtigkeit der herangezogenen Landerinformationen zu zweifeln. Die
den Feststellungen zugrundeliegenden Landerberichte sind aktuell, wenn auch seit den letzten Tagen eine stetige
Degradierung der Sicherheitslage in Afghanistan erkennbar ist. Ein aktueller Bericht vom 16.08.2021 soll der stetigen
Veranderung der Sicherheitslage in Afghanistan gerecht werden. Die in der Beschwerde zitierten Landerberichte sind
durch die aktuellen, in den Feststellungen zitierten Landerinformationen Uberholt. Die aktuellen Landerinformationen
sind sowohl der belangten Behorde als auch der Rechtsvertretung des Beschwerdefiihrers bekannt.

3. Rechtliche Beurteilung:

Zu A)

3.1. Zur Aberkennung des Status des Asylberechtigten:

3.1.1. AsylG 2005 lautet (auszugsweise):

8 6 (1) Ein Fremder ist von der Zuerkennung des Status eines Asylberechtigten ausgeschlossen,

4. wenn er von einem inldndischen Gericht wegen eines besonders schweren Verbrechens rechtskraftig verurteilt
worden ist und wegen dieses strafbaren Verhaltens eine Gefahr fir die Gemeinschaft bedeutet. Einer Verurteilung
durch ein inlédndisches Gericht ist eine Verurteilung durch ein auslandisches Gericht gleichzuhalten, die den
Voraussetzungen des § 73 StGB BGBI. Nr. 60/1974 entspricht

8 7 (1) Der Status des Asylberechtigten ist einem Fremden von Amts wegen mit Bescheid abzuerkennen, wenn
1. ein Asylausschlussgrund nach 8§ 6 vorliegt;
2. einer der in Art. 1 Abschnitt C der Genfer Flichtlingskonvention angefihrten Endigungsgrinde eingetreten ist oder

3. der Asylberechtigte den Mittelpunkt seiner Lebensbeziehungen in einem anderen Staat hat. ...

Quelle: Bundesverwaltungsgericht BVwg, https://www.bvwg.gv.at

© 2026 JUSLINE
JUSLINE® ist eine Marke der ADVOKAT Unternehmensberatung Greiter & Greiter GmbH.

www.jusline.at


https://www.jusline.at/gesetz/stgb/paragraf/73
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblPdf/1974_60_0/1974_60_0.pdf
https://www.bvwg.gv.at
file:///

	TE Bvwg Erkenntnis 2021/9/13 W105 1424149-3
	JUSLINE Entscheidung


